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Anfrage mit Vorrang zur schriftlichen Beantwortung P-000216/2024
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Artikel 138 der Geschäftsordnung
Daniel Freund (Verts/ALE)

Betrifft: Markt für Baustoffe in Ungarn – Vertragsverletzungsverfahren

Am 9. Juli 2021 erließ die ungarische Regierung vier Erlasse mit Auswirkungen auf Unternehmen des 
Bausektors in ausländischem Besitz.

Die Kommission beschloss am 6. April 2022, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn zu 
eröffnen (INFR(2022)4009)1, mit dem der Mitgliedstaat aufgefordert wird, bei den nationalen 
Vorschriften für den Bausektor EU-Recht und die Binnenmarktvorschriften einzuhalten. Insbesondere 
werden mit diesen nationalen Vorschriften Preise für bestimmte Rohstoffe festgesetzt und Regeln 
eingeführt, nach denen die Wirtschaftsbeteiligten bestimmte Produktionsniveaus halten müssen, auch 
wenn diese wirtschaftlich nicht tragbar sind

Diese Maßnahmen sind als Teil der „systemischen diskriminierenden Praktiken gegen Unternehmen 
in Ungarn in bestimmten Wirtschaftszweigen“ gemäß Absatz 6 und Absatz 7 der Entschließung des 
EP vom 1. Juni 2023 anzusehen2.

Im Länderkapitel zu Ungarn des Berichts über die Rechtsstaatlichkeit 2023 wird bezüglich dieser 
Notstandsmaßnahmen festgehalten, dass hinsichtlich ihrer Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit 
Bedenken geäußert werden, da Zementhersteller gezwungen werden, Verluste einzufahren (S. 31 
und Fn. 222).

Daher beschloss die Kommission am 14. Juli 2023, Ungarn vor dem Europäischen Gerichtshof zu 
verklagen.

1. Wurde das angekündigte Verfahren vor dem EuGH bereits von der Kommission eingeleitet?

2. Teilt die Kommission mein Anliegen, dass die laufenden Verfahren gegen Ungarn wegen 
Verletzung der Grundfreiheiten des EU-Binnenmarkts unverzüglich beschleunigt werden 
müssen, um eine anhaltende und systematische Verletzung von EU-Recht seitens der 
ungarischen Regierung zu verhindern?

Eingang:24.1.2024

1 https://ec.europa.eu/atwork/applying-eu-law/infringements-
proceedings/infringement_decisions/?lang_code=EN&typeOfSearch=false&active_only=0&noncom=0&r_dos
sier=INFR(2022)4009&decision_date_from=&decision_date_to=&title=&submit=Search

2 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 1. Juni 2023 zu der Missachtung der Rechtsstaatlichkeit 
und der Grundrechte in Ungarn und eingefrorenen EU-Geldern (ABl. C, C/2023/1223, 21.12.2023, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/C/2023/1223/oj)


